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66. Zeit der Gründung des Deutschen Reichs.

Die Militärfrage. (1874.)
Noch einmal sollte der Kampf um die Heeres-Organisation, welcher

die ersten Jahre der Regierung des Königs erfüllt hatte, sich erneuern,
aber die jetzt sich geltend machende Stimnmng zeigte, welche Wandelung
inzwischen in den Gemüthern und in den Ueberzeugungen vorgegangen
war. Es handelte sich um die Ausdehnung der preußischen Einrichtungen
auf das ganze Deutsche Reich. In der Rede zur Eröffnung des Reichs¬
tages hieß es:

„Die erste Stelle unter den Vorlagen, über welche Sie zu beschließen
haben werden, nimmt der Entwurf eines allgemeinen Militärgesetzes ein.
Es ist nicht blos eine, in der Verfassung enthaltene Verheißung und ein
durch die Erweiterung des Deutschen Heeres gegebenes Gebot, welchem
durch diese Vorlage genügt werden soll; entschiedener noch, als durch diese
Anforderungen, ist die feste Regelung der Deutschen Wehrkraft und Wehr¬
fähigkeit geboten durch die erste Pflicht eines jeden staatlichen Gemeinwesens:
die Unabhängigkeit seines Gebietes und die friedliche Entwickelung der ihm
innewohnenden geistigen und wirtschaftlichen Kraft zu schützen."

Der Punkt, um den sich der Streit im Reichstage entspann, war
folgender:

Die wichtigste und grundlegende Bestimmung in Betreff der Organi¬
sation des Reichsheeres ist die über die Friedensstärke des Heeres.

Durch die Reichsverfassung war die Friedens-Präsenzstärke des deut¬
schen Heeres bis zum 31. December 1871 auf ein Procent der Bevölkerung
von 1867 festgestellt. Für die spätere Zeit sollte die Friedens-Präsenz¬
stärke im Wege der Reichsgesetzgebung bestimmt werden. Hieraus ergab
sich für die Zeit bis zum 31. December 1871 eine Präsenzstärke des Heeres
von 401,659 Mann, und diese Ziffer war onrch das Reichsgesetz von 1871
auch für die Jahre 1872, 1873 und 1874 als Norm festgehalten worden.
In der Vorlage wurde nun vorgeschlagen, an dieser Friedens - Präsenz¬
stärke auch für die Zeit nach 1874 „bis zum Erlaß einer anderweitigen
gesetzlichen Bestimmung" festzuhalten.

Zur Begründung der Forderung der Regierung sagte der Feldmarschall
Graf Moltke im Reichstage:

„Durch Schwanken in dieser Ziffer tragen Sie eine Unsicherheit hinein
in alle die vielen umfassenden Vorbereitungen, welche lange vorher und
bis in das letzte Detail festgestellt werden müssen, wenn Sie mit ruhiger
Zuversicht einem Angriff von Außen entgegensehen wollen. Erwägen Sie,
daß jede Verminderung dieser Ziffer zwölf Jahre lang nachwirkt, und daß
kemer von uns übersehen kann, ob in zwölf Jahren Krieg oder Friede
fern wird. Nun, „es kann der Beste nicht im Frieden leben, wenn es
dem bösen Nachbar nicht gefällt." Aber ich denke, wir werden der Welt
zeigen, daß wir eine mächtige Nation geworden und eine friedliebende ge-
blreben sind, eine Nation, welche den Krieg nicht braucht, um Ruhm zu
erwerben, und die ihn nicht will, um Eroberungen zu machen. Ich wüßte


